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Kurzfassung 

Die Vorlage soll den vom Kantonsrat am 2. März 2010 erheblich erklärten überparteilichen Auf-
trag A 137/2009 "Anpassung der Verfahrensvorschriften im Verantwortlichkeitsgesetz" umset-
zen. Damit wurde der Regierungsrat beauftragt, das Verantwortlichkeitsgesetz, insbesondere 
§ 11, so anzupassen, dass Schadenersatzansprüche gegenüber dem Gemeinwesen keinen Ver-
wirkungsfristen, sondern ausschliesslich den Verjährungsfristen gemäss Art. 60 OR unterliegen. 
Dementsprechend soll nun das Verantwortlichkeitsgesetz in der Weise angepasst werden, dass 
auf die bisher geltende Verwirkungsfrist verzichtet wird (§ 11 VG). Damit kommt durch die Ver-
weisung in § 6 VG inskünftig die Verjährungsregelung von Art. 60 OR zur Geltung. Dieselbe Ver-
jährungsfrist soll auch für die Rückgriffsforderungen und Schadenersatzforderungen gegenüber 
Angestellten des Gemeinwesens zur Anwendung gelangen (§ 15 VG). 

Daneben soll auch das Staatshaftungsverfahren auf dem Gebiet der sog. "medizinischen Staats-
haftung" neu geregelt werden. Dies wird notwendig, weil das Bundesgericht in einem Urteil 
vom 21. April 2010, welches die Haftung der Solothurner Spitäler AG (soH) betraf, festgehalten 
hat, das derzeit geltende Solothurner Staatshaftungsverfahren entspreche bei den medizini-
schen Staatshaftungen nicht den Vorgaben des Bundesgerichtsgesetzes. Im Vernehmlassungs-
verfahren wurden für die Regelung des entsprechenden Verfahrens zwei Varianten zur Wahl 
gestellt: Eine rein öffentlich-rechtliche und eine rein privatrechtliche Variante. Entsprechend 
dem Ausgang der Vernehmlassung, welche eine klare Präferenz für den öffentlich-rechtlichen 
Verfahrensweg ergeben hat, wird diese Lösung weiterverfolgt. Dies bedeutet, dass die Staats-
kanzlei über medizinische Staatshaftungsansprüche gegen die soH erstinstanzlich im Verwal-
tungsverfahren eine Verfügung trifft, welche an das Verwaltungsgericht weitergezogen werden 
kann. Weiter konnten einige Anregungen aus dem Vernehmlassungsverfahren in der Vorlage 
berücksichtigt werden. 

Bei Gelegenheit dieser Vorlage kann auch der überparteiliche Auftrag A 080/2010 „Regelung 
von Kosten und Parteientschädigungen im Verwaltungsgerichtsverfahren“ umgesetzt werden, 
indem § 77 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes entsprechend angepasst wird. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf über Anpassungen im Staatshaf-
tungsrecht (Änderung des Verantwortlichkeitsgesetzes, des Verwaltungsrechtspflegegesetzes, 
des Gesundheitsgesetzes und des Spitalgesetzes sowie des Gebührentarifs). 

1. Ausgangslage 

1.1 Das bisherige Verantwortlichkeitsverfahren im Kanton Solothurn 

Die Haftung des Kantons, der Gemeinden und der übrigen öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten und Anstalten mit eigener Rechtspersönlichkeit für Schäden, die ihre Beamten und Ange-
stellten dritten Personen zufügen, ist im "Gesetz über die Haftung des Staates, der Gemeinden, 
der öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Anstalten und die Verantwortlichkeit der Behör-
den, Beamten und öffentlichen Angestellten und Arbeiter" vom 26. Juni 1966 (kurz: Verant-
wortlichkeitsgesetz; VG; BGS 124.21) geregelt. 

Fügt eine beamtete oder angestellte Person einer Drittperson in Ausübung ihrer amtlichen Tä-
tigkeit widerrechtlich einen Schaden zu, so hat das Gemeinwesen hierfür aufzukommen. Es han-
delt sich bei dieser Haftung um eine Kausalhaftung, was bedeutet, dass ein Verschulden der 
Amtsperson nicht erforderlich ist (§ 2 Abs. 1 VG). Weiter ist die Haftung des Gemeinwesens ge-
genüber Dritten eine ausschliessliche, d.h. die geschädigte Person hat sich mit ihrer Forderung 
an das Gemeinwesen zu wenden und kann die schädigende Amtsperson nicht direkt belangen 
(§ 2 Abs. 2 VG). 

Nach heutiger Rechtslage hat die anspruchstellende Person, bevor solche Ansprüche vom zu-
ständigen Gericht (Verwaltungsgericht) beurteilt werden können, ein sog. Vorverfahren durch 
Einreichung eines Schadenersatzbegehrens beim zuständigen Gemeinwesen (Kanton, Gemein-
de, selbständige öffentlich-rechtliche Körperschaft oder Anstalt) in Gang zu setzen (§ 11 Abs. 1 
VG). Nimmt das zuständige Organ des Gemeinwesens zum Anspruch innert drei Monaten seit 
der Gesuchseinreichung nicht oder ablehnend Stellung, so kann Klage beim Verwaltungsgericht 
innert sechs Monaten eingereicht werden (§ 11 Abs. 2 VG). § 11 Abs. 3 VG sieht sodann Verwir-
kungsfristen für die Geltendmachung solcher Forderungen gegen das Gemeinwesen vor (1 Jahr 
seit Kenntnis des Schadens bzw. 10 Jahre seit der schädigenden Handlung). Auch bei der Klage-
frist von 6 Monaten nach § 11 Abs. 2 VG handelt es sich um eine solche. Da Verwirkungsfristen 
von Amtes wegen zu beachten sind, kann ihre Wirkung (Erlöschen des Anspruchs) weder durch 
Parteivereinbarung (Verjährungseinredeverzicht) noch durch Unterbrechungshandlungen (z.B. 
Betreibung des Gemeinwesens) verhindert werden. Um nicht des Anspruchs verlustig zu gehen, 
ist der (vermeintlich) Geschädigte somit gezwungen, innert der gesetzlich vorgeschriebenen 
Fristen sein Schadenersatzbegehren bei der zuständigen Verwaltungsbehörde einzureichen 
bzw. beim Verwaltungsgericht (vorsorglich) zu klagen. 

Das Ausgeführte gilt auch für die soH. Auch diese, privatrechtlich in der Form der Aktiengesell-
schaft organisierte Institution, haftet bei Schädigung Dritter öffentlich-rechtlich nach dem Ver-
antwortlichkeitsgesetz (§ 19 Abs. 1 Spitalgesetz; SpiG; BGS 817.11; § 1 Abs. 3 VG). 

1.2 Erheblich erklärter überparteilicher Auftrag "Anpassung der Verfahrensvorschriften im 
Verantwortlichkeitsgesetz" 

Am 22. Juni 2010 hat der Kantonsrat den überparteilichen Auftrag A 137/2009 "Anpassung der 
Verfahrensvorschriften im Verantwortlichkeitsgesetz" mit folgendem Wortlaut für erheblich er-
klärt: 



6 

"Der Regierungsrat wird beauftragt, das Verantwortlichkeitsgesetz, insbesondere § 11, so anzu-
passen, dass Schadenersatzansprüche gegenüber dem Gemeinwesen keinen Verwirkungsfristen, 
sondern ausschliesslich den Verjährungsfristen gemäss Art. 60 OR unterliegen." 

Zuvor wurden verschiedene Varianten einer Regelung der Verjährungs- oder Verwirkungsfristen 
im Staatshaftungsbereich eingehend geprüft und die Vor- und Nachteile abgewogen. Dazu 
verweisen wir auf unsere Stellungnahme zum erwähnten Auftrag im RRB Nr. 2010/382 vom 
2. März 2010. Der Verjährungsregelung gemäss Art. 60 Obligationenrecht (OR; SR 220) wurde 
gegenüber den bisherigen Verwirkungsfristen namentlich aus folgenden Überlegungen der 
Vorzug gegeben: 

Vor allem im Bereich der Schadenersatzbegehren gegen die soH, den sog. medizinischen Staats-
haftungen, hatten die heutigen Verwirkungsfristen den Nachteil, dass diese Fälle oftmals infol-
ge abzuwartender Gutachten und Entwicklungen nicht innert der vorgesehenen Behandlungs-
dauer von 3 Monaten auf Stufe der Verwaltung bzw. der soH erledigt werden konnten, mit der 
Folge, dass die Anspruchsteller gezwungen waren, (vorsorglich) Klage beim Verwaltungsgericht 
einzureichen, damit sie nicht ihrer Ansprüche verlustig gingen. Die Klage war in solchen Fällen 
die einzige Möglichkeit, die Frist zu wahren. Demgegenüber bieten Verjährungsfristen den Vor-
teil, dass sie durch die Vornahme entsprechender Rechtshandlungen (wie z.B. der Betreibung) 
unterbrochen werden können und von den Gerichten nicht von Amtes wegen beachtet werden 
müssen, somit also durch Parteivereinbarung (Verjährungseinredeverzicht) auf ihre Geltendma-
chung verzichtet werden kann. Vor allem diese Möglichkeit, das Verfahren bereits vor dem Sta-
dium der gerichtlichen Klage durch die Abgabe von Verjährungsverzichtserklärungen zum 
Zweck der Prüfung der Begründetheit des Anspruchs bzw. der Durchführung von Vergleichsver-
handlungen ruhen lassen zu können, spricht für den Wechsel hin zu Verjährungsfristen. 

1.3 Umsetzung des erheblich erklärten Auftrags 

Der Regierungsrat setzte mit RRB Nr. 2010/1704 vom 21. September 2010 eine Arbeitsgruppe 
ein, um die erforderlichen Anpassungen im Staatshaftungsrecht vorzubereiten. Diese Arbeits-
gruppe setzte sich zusammen aus: Frey Beat, Oberrichter, Präsident Zivilkammer, Obergericht; 
Fürst Franz, Chef Rechtsdienst Justiz, Bau- und Justizdepartement [heute: Staatkanzlei, Legistik 
und Justiz] (Vorsitz); Häner Martin, Jur. Sekretär Rechtsdienst Justiz, Bau- und Justizdepartement 
[heute: Staatkanzlei, Legistik und Justiz] (Protokoll); Pauli Heidi, Departementssekretärin, Fi-
nanzdepartement; Stauffer Anita, Rechtsdienst, soH; Stöckli Beat, Oberrichter, Präsident Verwal-
tungsgericht, Obergericht; Tormen Denise, Leiterin Rechtsdienst, Departement des Innern. 

Heute regelt § 11 VG das Verfahren und die Verwirkungsfristen bei Staatshaftungsbegehren. 
Statt der Verwirkungsfrist von einem Jahr seit Kenntnis des Schadens bzw. von 10 Jahren seit 
dem Tag der schädigenden Handlung, innert welcher das Schadenersatzbegehren nach bisheri-
gem Recht beim zuständigen Gemeinwesen einzureichen ist, richtet sich neu die Verjährung der 
Haftung des Gemeinwesens grundsätzlich nach den Bestimmungen des Schweizerischen Obliga-
tionenrechts, welche gemäss § 6 VG als ergänzendes Recht anzuwenden sind. Damit wird na-
mentlich auf die Staatshaftungsansprüche die deliktsrechtliche Verjährungsregelung von Art. 60 
OR anwendbar. Es bleibt bei einer relativen Frist von einem Jahr seit Kenntnis vom Schaden so-
wie einer absoluten Frist von 10 Jahren seit dem Tag der schädigenden Handlung, mit dem Un-
terschied, dass diese Fristen im Gegensatz zu den heutigen Verwirkungsfristen gehemmt (Art. 
134 OR) und unterbrochen (Art. 135 OR) werden können oder auf deren Geltendmachung vor 
Gericht verzichtet werden kann.  

Das Vorverfahren nach dem geltenden Recht ist obligatorisch (s. oben, Ziff. 1.1). Auch nach dem 
Wechsel von Verwirkungs- zu Verjährungsfristen erscheint ein solches Vorverfahren weiterhin 
sinnvoll. Dieses ermöglicht es den betroffenen Gemeinwesen, die bei ihnen eintreffenden Scha-
denersatzbegehren eingehend zu prüfen und mit den Anspruchstellern Vergleichsgespräche zu 
führen, ohne dass sogleich beim Verwaltungsgericht geklagt werden muss. Ein grosser Teil der 



7 

Fälle kann denn auch erfahrungsgemäss auf diese Weise ohne Gerichtsverfahren erledigt wer-
den. Würde auf dieses Vorverfahren verzichtet, müsste stets beim Verwaltungsgericht geklagt 
und die Verfahren dort gleichwohl in der Regel zunächst zwecks Vergleichsverhandlungen der 
Parteien sistiert werden. Wir möchten am obligatorischen Vorverfahren, so wie es heute vorge-
sehen ist, deshalb weiterhin festhalten. Dem Interesse sowohl des Gemeinwesens als auch des 
Anspruchstellers, Vergleichsverhandlungen zu erleichtern ohne dass Verjährung droht, dient so-
dann die vorgesehene Verjährungsunterbrechung durch die Einreichung des Schadenersatzbe-
gehrens (§ 11 Abs. 3 VG neue Fassung). 

Werden die bisherigen Verwirkungsfristen bei Schadenersatzansprüchen gegen das Gemeinwe-
sen (§ 11 VG) durch die Verjährungsfristen des Obligationenrechts ersetzt, so entspricht es Sinn 
und Geist des erheblich erklärten Auftrags, dasselbe konsequenterweise auch bei den Schaden-
ersatzansprüchen des Gemeinwesens gegenüber seinen Angestellten zu tun. Hinsichtlich der 
Rückgriffsforderung gegenüber dem schadenverursachenden Angestellten soll die Frist – wie 
bisher – mit der Anerkennung oder der rechtskräftigen Feststellung der Schadenersatzpflicht 
des Gemeinwesens zu laufen beginnen. § 17 VG ist daher aufzuheben und § 15 VG entspre-
chend zu ergänzen. 

1.4 Anpassungsbedarf beim Staatshaftungsverfahren im Bereich der medizinischen Staats-
haftung aufgrund der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zum Bundesgerichtsgesetz 

Das Bundesgericht hat in einem die soH als beklagte Partei betreffenden Entscheid (Urteil vom 
21. April 2010, 4A_98/2010)1) darauf aufmerksam gemacht, dass der Kanton Solothurn sein Ver-
fahren im Bereich der sog. medizinischen Staatshaftung bis zum Ablauf der Anpassungsfrist ge-
mäss Art. 130 Abs. 2 des Bundesgerichtsgesetzes (BGG; SR 173.110) in der Weise anzupassen ha-
be, dass das Erfordernis des doppelten Instanzenzugs auf kantonaler Ebene gemäss der Vor-
instanzenregelung bei der Beschwerde in Zivilsachen (Art. 75 Abs. 2 BGG) erfüllt wird. Im Kan-
ton Solothurn ist heute bei der Staatshaftung ein Klageverfahren vor Verwaltungsgericht als 
einziger Instanz vorgesehen (§ 48 Abs. 1 Bst. a Gerichtsorganisationsgesetz [GO; BGS 125.12]). 
Dies genügt zwar den Anforderungen des Bundesgerichtsgesetzes, soweit die Beschwerde in öf-
fentlich-rechtlichen Angelegenheiten zulässiges Rechtsmittel ist, denn dort wird einzig ein obe-
res Gericht als kantonale Vorinstanz verlangt (Art. 86 Abs. 2 BGG). Das Bundesgericht hat aber 
im erwähnten Entscheid2)  die Fälle der medizinischen Staatshaftung als "öffentlich-rechtliche 
Entscheide, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Zivilrecht stehen" (Art. 72 Abs. 2 BGG) 
behandelt und damit der Beschwerde in Zivilsachen unterworfen, für welche die strengere An-
forderung der "double instance" (doppelter kantonaler Instanzenzug) gilt (Art. 75 Abs. 2 BGG). 
Dies bedeutet, dass das kantonale Verfahren für die Fälle der medizinischen Staatshaftung ent-
sprechend angepasst werden muss. Betroffen sind gegen die soH gerichtete Haftungsansprüche. 
Exklusive die kleineren Fälle (s. unten Ziff. 1.7.1, Abs. 2, in fine) werden jährlich ca. 13 - 15 solche 
Schadenersatzbegehren bei der zuständigen Instanz (bisher: im sog. Vorverfahren die soH selbst, 
s. oben, Ziff. 1.1) angemeldet. 

1.5 Vorlage vom 14. Dezember 2010 

Mit RRB Nr. 2010/2357 vom 14. Dezember 2010 wurde eine Vorlage mit den Anpassungen im 
Staatshaftungsrecht aufgrund des erwähnten Auftrags sowie der bundesgerichtlichen Recht-
sprechung im Gebiet der medizinischen Staatshaftung zu Handen des Kantonsrates verabschie-
det. Gleichentags wurde mit RRB Nr. 2010/2358 eine Übergangsverordnung zum Verfahren bei 
medizinischer Staatshaftung beschlossen, welche auf den 1. Januar 2011 in Kraft treten sollte. 
Diese Übergangsverordnung wurde deshalb beschlossen, weil das kantonale Verfahrensrecht 
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der schweizerischen Zivilprozessordnung, das heisst bis am 

 ________________  

1) so auch in weiteren seither ergangenen, die soH betreffenden Urteilen des Bundesgerichts: 4A_232/2010 vom 19. Juli 2010 
und 4A_416/2010 vom 9. September 2010. 

2) wie auch in weiteren, amtlich publizierten Entscheiden (BGE 135 III 329, E. 1.1; 133 III 462, E. 2.1). 
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1. Januar 2011, der Vorinstanzenregelung des Bundesgerichtsgesetzes anzupassen war (Art. 130 
Abs. 2 BGG) und die Kantone vom Bundesrecht dazu ermächtigt werden, die Ausführungsbe-
stimmungen bis zum Erlass der Ausführungsgesetzgebung in die Form nicht referendumspflich-
tiger Erlasse zu kleiden (Art. 130 Abs. 4 BGG). Einem solchen entspricht im Kanton Solothurn die 
regierungsrätliche Verordnung. 

1.6 Einspruch gegen die Übergangsverordnung und Erweiterung der Arbeitsgruppe 

Gegen die Übergangsverordnung ist mit Datum vom 25. Januar 2011 zweimal mit dem erforder-
lichen Quorum Einspruch aus den Reihen des Kantonsrats erhoben worden. Zur Begründung 
wurde die mangelnde Unabhängigkeit der soH als verfügende Behörde genannt, welche Haf-
tungsansprüche gegen sich selbst erstinstanzlich beurteilen würde.  

In der Folge wurde die Arbeitsgruppe, welche die Vorlage vorbereitet hatte, um Vertreter der 
kantonsrätlichen Fraktionen, der Justizkommission, der Patientenstelle Aargau-Solothurn und 
der Gerichte erweitert. In dieser erweiterten Zusammensetzung diskutierte die Arbeitsgruppe 
an zwei Sitzungen das weitere Vorgehen und die möglichen Varianten für die Regelung des 
Verfahrens im Bereich der medizinischen Staatshaftung. Es wurde beschlossen, unpräjudiziell bis 
zum Inkrafttreten der definitiven gesetzlichen Regelung eine Übergangslösung vorzusehen, 
nach welcher Forderungen gegen die soH aus medizinischer Staatshaftung vorerst durch die 
Staatskanzlei mit Verfügung beurteilt werden und diese an das Verwaltungsgericht weiterge-
zogen werden kann (dies entspricht der Lösung gemäss dieser Vorlage, s. unten, Ziff. 1.7). 

Mit RRB Nr. 2011/702 vom 29. März 2011 wurde RRB Nr. 2010/2358 vom 14. Dezember 2010 
(inkl. die damit beschlossene Übergangsverordnung zum Verfahren bei medizinischer Staatshaf-
tung) aufgehoben und eine neue Übergangsverordnung im Sinne des Beschlusses der erweiter-
ten Arbeitsgruppe beschlossen. Das mit den Einsprüchen gegen die erste Übergangsverordnung 
eingeleitete Verfahren des Verordnungsvetos wurde damit gegenstandslos.  

1.7 Darstellung der Neuregelung des Verfahrens im Bereich der medizinischen 
Staatshaftung 

Entsprechend dem Ausgang der Vernehmlassung (s. unten, Ziff. 1.9), welche bei der Neurege-
lung des Verfahrens der medizinischen Staatshaftung eine klare Präferenz für die rein öffent-
lich-rechtliche Variante ergeben hat, ist diese Lösung weiterzuverfolgen. Dies bedeutet Folgen-
des: Wie bisher sollen sowohl die Haftungsgrundlage als auch das anwendbare Verfahren und 
die zuständigen Instanzen öffentlich-rechtlich ausgestaltet sein (daher die Bezeichnung „rein 
öffentlich-rechtliche Variante“ in der Vernehmlassungsvorlage). Entsprechend der in der Vorla-
ge vom 14. Dezember 2010 vorgeschlagenen Lösung erfolgt in denjenigen Fällen, in welchen 
gegen die soH Forderungen aus medizinischer Staatshaftung1) geltend gemacht werden, ein 
Wechsel vom Klageverfahren vor dem Verwaltungsgericht als einziger Instanz hin zum Erlass ei-
ner verwaltungsrechtlichen Verfügung über das Schadenersatzbegehren mit anschliessendem 
Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht (nachträgliche Verwaltungsgerichtsbarkeit).  

Indem die Haftungsgrundlage weiterhin § 2 VG ist und eine öffentlich-rechtliche Kausalhaftung 
darstellt, gilt das Verschulden der behandelnden Medizinalpersonen weiterhin nicht als vom Ge-
schädigten zu beweisende Haftungsvoraussetzung. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwal-
tungsrechtspflegegesetz (VRG; BGS 124.11). Im Verwaltungsverfahren gilt der Untersuchungs-
grundsatz, d.h. die Behörde klärt den Sachverhalt von Amtes wegen ab und ist nicht an die Be-
weisanträge der Parteien gebunden. Als erste entscheidende Instanz wird, im Unterschied zur 
Vorlage vom 14. Dezember 2010, nicht mehr die soH vorgeschlagen, sondern die Staatskanzlei. 

 _______________  

1) Werden Haftungsforderungen nicht medizinischer Art gegen die soH geltend gemacht (z.B. wegen Verlust des Gebisses oder 
von Schmuck oder Beschädigungen an Kleidern), so werden diese auch weiterhin im Klageverfahren nach Verantwortlich-
keitsgesetz durch das Verwaltungsgericht als erste und einzige kantonale Instanz beurteilt. 
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Mit dieser Lösung kann die Unabhängigkeit der erstinstanzlichen Entscheidbehörde besser si-
chergestellt werden. Zudem ermöglicht sie die zentrale Behandlung der wenigen anfallenden 
Fälle von medizinischen Staatshaftungen (1. Instanz: Staatskanzlei, 2. Instanz: Verwaltungsge-
richt). In den (begründeten) Spitalhaftungsfällen kommt nicht selten eine aussergerichtliche Ei-
nigung (Vergleich) zwischen dem Patienten und der soH zustande, was auch künftig möglich 
bleibt. Aus diesem Grund soll auch bei medizinischen Staatshaftungsfällen das Vorverfahren (in 
leicht modifizierter Form) beibehalten werden. Es ist vorgesehen, dass auch in diesen Fällen das 
Schadenersatzbegehren zuerst bei der soH einzureichen ist (womit die Verjährung gemäss § 11 
Abs. 3 VG unterbrochen wird, siehe Ziff. 4.1, zu § 11 VG). Die soH hat dann die Möglichkeit, mit 
den Anspruchstellern eine Vergleichslösung zu suchen. Hierfür werden ihr 3 Monate eingeräumt 
(dabei handelt es sich um eine Ordnungsfrist). Kommt kein Vergleich zu Stande (oder kommt 
ein solcher von Beginn an nicht in Betracht), kann die soH nicht selbst einen Entscheid über die 
Haftungsforderung fällen, sondern überweist den Fall an die Staatskanzlei als zuständige erstin-
stanzliche Entscheidbehörde. Im Vernehmlassungsverfahren wurde ein Vorverfahren vereinzelt 
abgelehnt oder es wurde moniert, die Frist sei zu kurz bemessen. Sinn des Vorverfahrens ist es, 
namentlich die kleineren Fälle unbürokratisch, ohne dass gleich ein formelles Verfahren bei der 
Staatskanzlei angestrengt werden muss, zu regeln. Zu denken ist an die ca. 15 Fälle jährlich mit 
geringem Streitwert, welche bereits bisher zu einem grossen Teil vergleichsweise durch die soH, 
ohne Involvierung der Haftpflichtversicherung und innert relativ kurzer Zeit erledigt werden 
konnten. Bedarf es für eine Einigung weiterer Verhandlungen zwischen der soH und der ge-
schädigten Person, so besteht nach wie vor die Möglichkeit, dass die Staatskanzlei zu diesem 
Zweck das Verfahren zunächst sistiert, bevor sie in der Sache einen Entscheid fällt. Aus diesen 
Überlegungen soll am Vorverfahren mit einer Ordnungsfrist von 3 Monaten festgehalten wer-
den. 

Die Beibehaltung der öffentlich-rechtlichen Haftungsgrundlage im Verantwortlichkeitsgesetz 
und das verwaltungsrechtliche Verfahren tragen dem Umstand Rechnung, dass das Behand-
lungsverhältnis in einem öffentlichen Spital gemäss der Lehre dem öffentlichen Recht zuzurech-
nen ist1). Auch sind die Rechte und Pflichten der Patienten in einem öffentlichen Spital im Ge-
sundheitsgesetz öffentlich-rechtlich geregelt, die Behandlung erfolgt meistens im Rahmen der 
gesetzlichen Grundversicherung nach den dort anwendbaren Tarifen. Das Anstellungsverhältnis 
des Personals der soH ist ebenfalls öffentlich-rechtlich ausgestaltet, einen allfälligen Regress bei 
einer Staatshaftung der soH beurteilt das Verwaltungsgericht nach dem Verantwortlichkeitsge-
setz (wobei über die Frage der Einreichung einer Regressklage die Direktion der soH – und nicht, 
wie von einem Vernehmlasser irrtümlich angenommen, der Regierungsrat – zu entscheiden hat). 

Die Lösung lässt sich einfach und kostengünstig – ohne grössere Änderungen am bisherigen Sys-
tem – umsetzen (s. unten, Ziff. 3.1) und bringt auch aus Sicht des geschädigten Patienten über-
schaubare Kostenrisiken bei der Geltendmachung einer Haftungsforderung mit sich. Während 
sich die Gerichtsgebühren vor den Zivilgerichten nach dem Streitwert2) richten, werden sie im 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren nach einem festen Gebührenrahmen3) und 
vom Streitwert unabhängig berechnet. Dies wirkt sich gerade bei Haftungsprozessen aus medi-
zinischer Fehlbehandlung wesentlich aus, bei denen nicht selten um grössere Summen gestritten 
wird. Im Übrigen ist zu beachten, dass beim Verwaltungsgericht in den letzten 10 Jahren von 15 
zu entscheidenden Klagen im Bereich der medizinischen Staatshaftung nur eine Klage gutge-
heissen wurde und somit in den allermeisten Fällen die klagenden Patienten kostenpflichtig 
wurden. Mit einer ausdrücklichen Regelung wird sichergestellt, dass auch im erstinstanzlichen 
Verwaltungsverfahren der medizinischen Staatshaftung der obsiegenden Partei eine Parteient-
schädigung zugesprochen werden kann. Damit wird einem in der Vernehmlassung geäusserten 
Anliegen entsprochen. 

 ________________  

1) Vgl. Walter Fellmann, in: Moritz W. Kuhn/Tomas Poledna, Arztrecht in der Praxis, 2. Aufl., Bern 2007, S. 108 ff. und 159 ff. 
2) § 159 Gebührentarif: z.B. bei Streitwert von 1 Million Franken ist eine Maximalgebühr von 50'000 Franken möglich. Bei hö-

heren Streitwerten kann diese um bis 1 % des Streitwerts erhöht werden. 
3) § 166 Gebührentarif: Gebührenrahmen von 50 – 15‘000 Franken. 
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1.8 Kein aktueller gesetzgeberischer Handlungsbedarf über die medizinische Staats-
haftung hinaus 

Das Verwaltungsgericht beurteilt heute auch "Schadenersatz- und Regressansprüche gegen den 
Staat und seine Funktionäre im Rahmen bundesrechtlicher Haftungsbestimmungen" (§ 48 Abs. 1 
Bst. c GO) als einzige kantonale Instanz im Klageverfahren. Aus heutiger Sicht besteht in diesen 
Fällen kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf. 

1.9 Vernehmlassungsverfahren 

Zur Vorlage wurde vom 24. Oktober 2011 bis 26. Januar 2012 ein öffentliches Vernehmlassungs-
verfahren durchgeführt (Vernehmlassungsvorlage: RRB Nr. 2011/2193 vom 24. Oktober 2011). 
Dabei stiess der Wechsel von den bisherigen Verwirkungsfristen zu Verjährungsfristen, sowohl 
bei Staatshaftungsansprüchen als auch bei Schadenersatz- und Regressansprüchen des Staates 
gegen Angestellte, auf breite Zustimmung. Hinsichtlich der erforderlichen Neuregelung des Ver-
fahrens bei der medizinischen Staatshaftung sprach sich eine deutliche Mehrheit (SP, FdP, CVP, 
EDU, Obergericht, Stadt Solothurn, VSEG, VPOD, Verband der Gemeindebeamten sowie Bürger-
gemeinde- und Waldeigentümerverband des Kantons Solothurn) für die vorgeschlagene rein öf-
fentlich-rechtliche Variante mit erstinstanzlicher Zuständigkeit der Staatskanzlei und Beschwer-
deweg an das Verwaltungsgericht aus (siehe im Einzelnen die Kenntnisnahme vom Ergebnis im 
RRB Nr. 2012/919  vom 8. Mai 2012). Die rein privatrechtliche Variante mit Zuständigkeit der Zi-
vilgerichte bevorzugen SVP, Grüne und soH. Für eine gemischte Lösung (Zuständigkeit der Zivil-
gerichte, öffentlich-rechtliche Haftungsgrundlage), welche allerdings eine Verfassungsänderung 
erfordern würde, sprechen sich GLP, Patientenstelle AG/SO und der Solothurnische Anwaltsver-
band aus. Im Übrigen wurden in den Vernehmlassungen zahlreiche Anregungen gemacht, wel-
che teilweise berücksichtigt werden konnten. 

1.10 Regelung der Parteientschädigung im Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren 

Im Rahmen der Teilrevision des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 5. Dezember 2007 wurde 
§ 77 VRG in dem Sinne geändert, dass im Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren den Behör-
den in der Regel keine Verfahrenskosten auferlegt und keine Parteientschädigungen zugespro-
chen oder auferlegt werden können. Damit wurde für das Verwaltungsgerichtsbeschwerdever-
fahren die entsprechende Regelung im verwaltungsinternen Beschwerdeverfahren übernom-
men, zu welcher eine gefestigte Praxis bestand. Die neue Regelung bedeutete, dass einem Priva-
ten, der im Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht gegen eine Behörde obsiegte, 
nur noch im Ausnahmefall eine Parteientschädigung zugesprochen werden konnte, namentlich 
wenn das Gemeinwesen wie ein Privater betroffen war oder der Entscheid der Behörde mit gro-
ben Fehlern behaftet war. Dazu wurde am 19. Mai 2010 der überparteiliche Auftrag A 080/2010 
„Regelung von Kosten und Parteientschädigungen im Verwaltungsgerichtsverfahren“ einge-
reicht, welcher verlangte, dass im verwaltungsgerichtlichen Verfahren Partei- und Prozesskosten 
nach den Regelungen der Zivilprozessordnung (ZPO; BGS 221.1) auferlegt werden sollten. Die 
Justizkommission beschloss am 15. Dezember 2011 einstimmig, die Erheblicherklärung des Auf-
trags mit geändertem Wortlaut zu beantragen1). Diesem Auftrag soll bei Gelegenheit dieser 
Vorlage nachgekommen werden (s. unten, Ziff. 4.2, zu § 77 VRG).  

2. Verhältnis zur Planung 

Das Vorhaben ist im Legislaturplan 2009-2013 nicht enthalten, ebenso nicht im IAFP 2008-2011. 
Der Wechsel von Verwirkungs- zu Verjährungsfristen ist zur Umsetzung des erwähnten, erheb-

 _______________  

1) Geänderter Wortlaut: „Der Regierungsrat wird beauftragt, Botschaft und Entwurf vorzulegen, womit § 77 Satz 2 des Ver-
waltungsrechtspflegegesetzes so abgeändert wird, dass den unterliegenden Behörden Parteientschädigungen auferlegt 
werden können. (Der jetzt bestehende Satzteil „… oder auferlegt.“ soll gestrichen werden)“. 
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lich erklärten parlamentarischen Vorstosses nötig. Die Anpassung des Verfahrens bei den medi-
zinischen Staatshaftungen an die Vorgaben des Bundesrechts hat zwingend zu erfolgen. 

3. Auswirkungen 

3.1 Personelle und finanzielle Konsequenzen 

3.1.1 Abschaffung der Verwirkungsfristen 

Der Wechsel von Verwirkungs- zu Verjährungsfristen im Staatshaftungsrecht hat keine relevan-
ten personellen und finanziellen Auswirkungen. Zwar ist zu erwarten, dass es künftig vermehrt 
zu Betreibungen des Kantons und der Gemeinden kommen könnte, um die Verjährung zu un-
terbrechen. Gleichzeitig dürften aber auch weniger Staatshaftungsklagen als bisher beim Ver-
waltungsgericht eingehen. Der dadurch generierte, allfällige Mehr- oder Minderaufwand bei 
Kanton und Gemeinden kann aber vernachlässigt werden. 

3.1.2 Regelung des Verfahrens bei der medizinischen Staatshaftung 

Die Einschaltung einer zweiten Instanz auf kantonaler Ebene bei den Verfahren wegen medizi-
nischer Staatshaftung ist wegen des Gebots des doppelten Instanzenzugs nach Art. 75 Abs. 2 
BGG und der Anwendung dieser Vorschrift auf derartige Haftungsprozesse durch das Bundesge-
richt notwendig (s. oben, Ziff. 1.4). Der Kanton Solothurn hat somit keine Wahl, ob er zwei In-
stanzen vorsehen will oder nicht. Es ist klar, dass im Ergebnis ein grösserer Aufwand bzw. Mehr-
kosten entstehen, wenn statt eine einzige Instanz neu zwei Instanzen über dieselbe Streitsache 
entscheiden müssen. Die Mehrkosten sind schwer abschätzbar. Aufgrund der bisherigen Erfah-
rungen unter der Übergangsverordnung ist bei der Staatskanzlei mit personellen Mehrkosten in 
der Grössenordnung von Fr. 66‘000.00 jährlich zu rechnen. 

Es ist neu ein vollwertiges, erstinstanzliches Verwaltungsverfahren inkl. Beweisverfahren und 
Gewährung von Parteirechten vor der Staatskanzlei durchzuführen. Dies wird selbstverständlich 
aufwendiger ausfallen als die bisher vorgesehene schriftliche Stellungnahme zu einem Schaden-
ersatzbegehren im Vorverfahren nach § 11 Abs. 2 VG. Es dürften auch Mehrkosten im Bereich 
der unentgeltlichen Rechtspflege (inkl. unentgeltliche Verbeiständung) anfallen, welche bei 
entsprechenden Voraussetzungen bereits im erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren zu gewäh-
ren ist. 

3.2 Vollzugsmassnahmen 

Bezüglich der neuen Verjährungsregelung sind keine Vollzugsmassnahmen notwendig. Die 
Rechtsänderung hinsichtlich des Verfahrens bei der medizinischen Staatshaftung ist mit der am 
1. Januar 2011 in Kraft getretenen Übergangsverordnung (RRB Nr. 2011/702 vom 29. März 2011) 
vorläufig umgesetzt worden. Diese Übergangsverordnung ist befristet bis zum Inkrafttreten der 
vorliegenden Gesetzesanpassung. Im Übrigen braucht es keine besonderen Vollzugsmassnah-
men. 
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4. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage 

4.1 Änderung des Verantwortlichkeitsgesetzes (Beschlussesentwurf 1) 

§ 11 

Absatz 1: Von Seiten der Gemeinden wurde in der Vernehmlassung verlangt, dass bei der Be-
zeichnung der für die Behandlung von Staatshaftungsbegehren zuständigen Gemeindebehörde 
auf die Organisationsautonomie der Gemeinden Rücksicht zu nehmen sei. Diesem Anliegen 
kann nachgekommen werden, indem das gegen eine Gemeinde gerichtete Gesuch weiterhin 
beim Gemeindepräsidium einzureichen ist, wobei klar ist, dass in der Gemeindeordnung das je-
weils zur Behandlung zuständige Organ zu bezeichnen ist (s. auch die entsprechende Formulie-
rung in § 32bis). – Absatz 2: Das bisher bekannte und bewährte Vorverfahren, wonach das Scha-
denersatzbegehren zuerst beim Gemeinwesen einzureichen ist und dieses darauf innert dreier 
Monate dazu Stellung nehmen kann, wird beibehalten (s. oben, Ziff. 1.3). Das Vorverfahren 
bleibt obligatorisch. Der Frist von – wie bisher – 3 Monaten, innert welcher zum Begehren Stel-
lung zu nehmen ist, kommt neu die Bedeutung einer Ordnungsfrist zu. Bevor geklagt wird, soll 
das Begehren bei der zuständigen Behörde gestellt werden und die Frist von 3 Monaten abge-
wartet werden. Wird dennoch geklagt, ohne dass das Vorverfahren durchgeführt oder die 
Dreimonatsfrist abgewartet worden wäre, ist der Fall der zur Prüfung im Vorverfahren zustän-
digen Behörde zu überweisen. – Absatz 3: Die bisher in diesem Absatz enthaltene Verwirkungs-
regelung wird aufgehoben zu Gunsten der allgemeinen Verjährungsfristen, wie sie für delikts-
rechtliche Ansprüche nach Art. 60 OR gelten (das OR ist kraft der Verweisung von § 6 VG als er-
gänzendes Recht anzuwenden). Als zusätzlicher Unterbrechungsgrund der Verjährung (zu Art. 
135 OR) wird hier in Abs. 3 die Einreichung des Schadenersatzbegehrens im Vorverfahren ge-
nannt. Indem dem Schadenersatzbegehren diese Wirkung zuerkannt wird, wird die gesuchstel-
lende Person davon entbunden, das Gemeinwesen zur Verjährungsunterbrechung zu betreiben 
oder (vorsorglich) Klage beim Gericht einzureichen. – Absatz 5: Abweichende Bestimmungen 
zum Verfahren (bzw. den zuständigen Behörden) nach der Spezialgesetzgebung (wie die neue 
Regelung bei der medizinischen Staatshaftung, s. unten, Ziff. 4.3) bleiben vorbehalten. Besteht 
keine besondere Regelung nach der Spezialgesetzgebung, so gilt die allgemeine Regelung ge-
mäss § 11 VG (bei der medizinischen Staatshaftung z.B. betr. Verjährungsunterbrechung durch 
die Einreichung des Schadenersatzbegehrens). 

§ 15 

Auch für die Haftung der Beamten und Angestellten gegenüber dem Gemeinwesen sollen neu 
keine Verwirkungsfristen mehr gelten (vgl. § 17 VG, der aufgehoben wird). Stattdessen gelten 
hierfür kraft der Verweisung in § 15 Abs. 1 VG die deliktsrechtlichen Verjährungsfristen gemäss 
Art. 60 OR (relative Frist von 1 Jahr, absolute Frist von 10 Jahren). Absatz 3: Im Falle des Rück-
griffs auf einen schadenverursachenden Angestellten galt bereits bisher eine Verwirkungsfrist 
von einem Jahr seit Anerkennung oder gerichtlicher Feststellung der Haftpflicht des Gemeinwe-
sens (§ 17 Abs. 2 VG). Der Beginn der einjährigen (nunmehr Verjährungs-) Frist wird mit der 
neuen Regelung beibehalten. Indes wird dies neu in § 15 Abs. 3 VG geregelt, da die Frage mit 
der Verweisungsnorm von Abs. 1 dieser Bestimmung in einem sachlichen Zusammenhang steht.  

§ 17 

Die Bestimmung ist aufzuheben, nachdem auch für diese Fälle von Verwirkungs- zu Verjäh-
rungsfristen überzugehen ist. Es kommen neu kraft der Verweisung in § 15 Abs. 1 VG die de-
liktsrechtlichen Verjährungsfristen von Art. 60 OR zur Anwendung. Der Beginn der Verjährung 
wird für diese Fälle neu in § 15 Abs. 3 VG geregelt (s. dort). 
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§ 32bis 

Absatz 1: Übergangsrechtlich ist auf alle beim Gemeinwesen im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Gesetzesänderung hängigen Schadenersatzbegehren das neue Recht anwendbar, womit für die-
se die (für den Gesuchsteller vorteilhafteren) Verjährungsfristen gemäss § 6 VG i.V.m. Art. 60 OR 
zur Anwendung gelangen. Hängig sind diejenigen Schadenersatzbegehren, für welche die Stel-
lungnahme nach § 11 Abs. 2 VG noch nicht erfolgt und die dort genannte Frist von 3 Monaten 
auch nicht abgelaufen ist. Ist hingegen die Stellungnahme bereits vor dem Inkrafttreten des 
neuen Rechts erfolgt oder innert dreier Monate nicht Stellung genommen worden und läuft die 
sechsmonatige Klagefrist nach § 11 Abs. 2 VG des bisherigen Rechts noch, so gilt das bisherige 
Recht (Verwirkungsfristen). Vorbehalten bleibt zudem der Fall, dass die Verwirkung bereits un-
ter dem alten Recht eingetreten ist. In diesem Fall ist sie weiterhin zu beachten. – Absatz 2: S. 
unten, Ziff. 4.3, zu § 22bis SpiG. – Absatz 3: Für Schadenersatz- und Rückgriffsklagen gegen An-
gestellte gelten die neuen Verjährungsfristen, wenn die Klage nach Inkrafttreten der Rechtsän-
derung eingereicht wird. Dies muss übergangsrechtlich für diejenigen Fälle ausdrücklich ange-
ordnet werden, bei welchen die entsprechende Forderung des Gemeinwesens noch unter dem 
alten Recht entstanden ist. 

4.2 Änderung des Verwaltungsrechtspflegegesetzes (Beschlussesentwurf 1) 

§ 77 

Dem Anliegen des oben (in Ziff. 1.10) erwähnten Auftrags A 080/2010 „Regelung von Kosten 
und Parteientschädigungen im Verwaltungsgerichtsverfahren“ kann nachgekommen werden, 
indem in Satz 2 der Bestimmung die Wendung „oder auferlegt“ gestrichen wird. Damit können 
Behörden in der Regel weiterhin keine Parteientschädigungen zugesprochen werden, jedoch 
können ihnen solche auferlegt werden zu Gunsten von Privaten, die gegen die Behörde obsie-
gen (sofern keine privaten Beschwerdegegner am Verfahren beteiligt sind, die für die Parteient-
schädigung aufkommen). Insoweit wird der Rechtszustand, wie er vor der Teilrevision des Ver-
waltungsrechtspflegegesetzes vom 5. Dezember 2007 bestand, wieder hergestellt (s. auch oben, 
Ziff. 1.10). 

4.3 Änderung des Gesundheitsgesetzes (Beschlussesentwurf 1) 

§ 18 

Absatz 2 Buchstabe d: Die entscheidenden Behörden in Verfahren der medizinischen Staatshaf-
tung (Staatskanzlei und Verwaltungsgericht), welche den Sachverhalt von Amtes wegen abzu-
klären haben, sind jeweils auf die Auskünfte der behandelnden Ärzte der soH und deren Hilfs-
personen über die Behandlung der geschädigten Person angewiesen. Es macht daher Sinn, die 
Fälle der gesetzlichen Befreiung vom Berufsgeheimnis in dieser Bestimmung entsprechend zu 
ergänzen. 

4.4 Änderung des Spitalgesetzes (Beschlussesentwurf 1) 

§ 19 

Die Haftungsregelung, die nun nicht mehr einzig in einer Verweisung auf das Verantwortlich-
keitsgesetz bestehen kann, ist neu in mehreren Paragraphen (§§ 19bis - 19quater) enthalten. 

§ 19bis 

Die Anpassung des Verfahrens im Bereich der medizinischen Staatshaftung der soH ist durch das 
Bundesrecht geboten, welches – gemäss der bundesgerichtlichen Rechtsprechung – für solche 
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Fälle zwei Instanzen auf kantonaler Ebene vorschreibt (s. oben, Ziff. 1.4). Die Haftung beurteilt 
sich auch hier, wie bis anhin, nach dem Verantwortlichkeitsgesetz.  

§ 19ter 

Absatz 1: Das Begehren um Schadenersatz soll (obligatorisch) auch bei medizinischer Staatshaf-
tung zuerst bei der soH eingereicht werden müssen. Dies hat den Vorteil, dass diese über die 
gegen sie erhobenen Haftungsansprüche sogleich orientiert ist und vorab kleinere Fälle unkom-
pliziert selber durch Vergleich regeln kann, ohne dass das formelle Verfahren bei der Staats-
kanzlei angestrengt werden muss (s. oben, Ziff. 1.7). Erst nach Ablauf von 3 Monaten oder wenn 
klar ist, dass keine Einigung zustande kommt, überweist die soH das Schadenersatzbegehren der 
zum erstinstanzlichen Entscheid zuständigen Staatskanzlei. Mit der Frist von 3 Monaten sollten 
vorab die kleineren Fälle ohne Einbezug der Haftpflichtversicherung unbürokratisch erledigt 
werden können, weshalb eine Verlängerung der Frist, wie von einzelnen Vernehmlassenden an-
geregt, nicht sinnvoll scheint (s. oben, Ziff. 1.7). Die Einreichung des Begehrens bei der soH hat 
verjährungsunterbrechende Wirkung (§ 11 Abs. 3 VG). Da das Vorverfahren bei der soH ein ob-
ligatorischer Verfahrensschritt ist, ist ein direkt bei der Staatskanzlei eingereichtes Begehren der 
soH zur Durchführung des Vorverfahrens zu überweisen. – Absatz 2: In Abweichung von § 11 
Abs. 2 VG ist die Staatskanzlei (statt wie bis 31. Dezember 2010 das Verwaltungsgericht) die ers-
te Instanz, welche über das Schadenersatzbegehren einen Entscheid treffen kann. Sie entschei-
det darüber im Verwaltungsverfahren mit Verfügung. In diesem Verfahren stehen alle Beweis-
mittel zur Verfügung, nämlich sowohl die in § 15 VRG genannten (Befragung von Beteiligten 
und Auskunftspersonen; Urkunden; Augenschein; Gutachten; schriftliche Auskünfte) als auch 
die Zeugeneinvernahme (§ 16 VRG i.V.m. § 16 Abs. 1 des Regierungs- und Verwaltungsorganisa-
tionsgesetzes, RVOG, BGS 122.111; § 16 Abs. 1 RVOG stellt die Staatskanzlei organisatorisch den 
Departementen gleich). Die Verfügung der Staatskanzlei kann innert 10 Tagen mit Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht angefochten werden (nachträgliche Verwaltungsgerichtsbarkeit). Auf 
die von einzelnen Vernehmlassenden geforderte längere Beschwerdefrist von 30 Tagen soll ver-
zichtet werden. Im Verwaltungsverfahren gilt eine allgemeine Beschwerdefrist von 10 Tagen 
(§ 32 Abs. 1 VRG). Diese übliche Beschwerdefrist ist auch vorliegend sinnvoll. Erstens besteht so 
rasch Klarheit darüber, ob ein Entscheid angefochten wird. Zweitens kann unter dem geltenden 
Fristenregime vorsorglich Beschwerde erhoben werden und die ausführliche Begründung nach 
der behördlichen Ansetzung einer Verbesserungsfrist nachgereicht werden (§ 33 Abs. 2 VRG). 
Eine Erstreckung der Frist zur Verbesserung ist ebenfalls möglich (§ 10 VRG). Mit der allgemei-
nen 10-tägigen Beschwerdefrist mit nachträglicher Begründungsmöglichkeit fahren die Be-
schwerdeführer besser als mit einer 30-tägigen Frist, welche die Einreichung der Beschwerde 
schriftlich und begründet vorsieht (vgl. die Beschwerdefristen nach Art. 321 ZPO und Art. 100 
Abs. 1 i.V.m. Art. 42 BGG). Die 6-monatige Klagefrist nach § 11 Abs. 2 VG wird in diesen Fällen 
selbstverständlich obsolet. Die Lösung bietet hinsichtlich der Unabhängigkeit der als 1. Instanz 
verfügenden Behörde gegenüber der in der ersten Vorlage vorgesehenen (soH als 1. Instanz) 
Vorteile. Aus Gründen der als zu gross beurteilten organisatorischen Nähe gab die erweiterte 
Arbeitsgruppe dieser Lösung gegenüber der Einsetzung der soH den Vorzug. – Absatz 3 soll die-
se Unabhängigkeit noch zusätzlich sichern, indem ausdrücklich statuiert wird, dass die Staats-
kanzlei bei der Behandlung des Schadenersatzbegehrens unabhängig und allein dem Recht ver-
pflichtet ist, mithin insbesondere im Einzelfall keinen Weisungen unterliegt. Es kann im Übrigen 
auf die Ausführungen in Ziff. 1.4 und 1.7 verwiesen werden.  

§ 19quater 

Absatz 1: Nachdem sonst der Grundsatz herrscht, dass Parteientschädigungen in einem erstin-
stanzlichen Verwaltungsverfahren nicht zugesprochen werden können, ist für das medizinische 
Staatshaftungsverfahren eine Ausnahme angezeigt (dies mit Blick auf die besondere Komplexi-
tät dieser Verfahren, die regelmässig den Beizug einer Rechtsvertretung erfordern). Hierzu kann 
auf die entsprechenden Regelungen zum verwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren in 
§ 76bis Absatz 3 und § 77 Satz 1 VRG sowie § 181 Gebührentarif (GT; BGS 615.11) verwiesen wer-
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den, welche sinngemäss zur Anwendung gelangen. § 77 Satz 2 VRG ist von dieser Verweisung 
auszunehmen. Denn die dort enthaltene Regel, wonach einer Behörde keine Parteientschädi-
gung zugesprochen wird, ist auf die soH im Verfahren der medizinischen Staatshaftung nicht 
anwendbar, da sie dort nicht als Behörde agiert, sondern wie ein Privater betroffen ist. – Absatz 
2: Zur Klarstellung ist hier ausdrücklich das Verwaltungsrechtspflegegesetz auf das Verfahren 
der medizinischen Staatshaftung für anwendbar zu erklären (soweit Sonderregelungen fehlen). 

§ 22bis 

Zuständigkeit und Verfahren stimmen mit der Regelung in der Übergangsverordnung (RRB Nr. 
2011/702 vom 29. März 2011) überein. Übergangsrechtliche Fragen dürften sich deshalb nur be-
schränkt stellen; zu denken ist etwa an die Verfahrenskosten oder den Wechsel von der Verwir-
kungs- zur Verjährungsfrist. Grundsätzlich soll das neue Recht auf die (bei der Staatskanzlei oder 
beim Verwaltungsgericht) hängigen Verfahren anwendbar sein. Eine Ausnahme davon ist für 
das neu eingeführte Vorverfahren bei der soH zu machen. Dieses ist bei den bereits bei der 
Staatskanzlei hängigen Fällen nicht nachzuholen. Vorbehalten bleibt der Fall, dass die Verwir-
kung bereits unter dem alten Recht eingetreten ist. In diesem Fall ist sie weiterhin zu beachten. 

4.5 Änderung des Gebührentarifs (Beschlussesentwurf 2) 

§ 22octies 

Die Staatskanzlei soll für die regelmässig aufwendigen Verfügungen entsprechende Gebühren 
erheben können. Es wird hier somit eine Ausnahme vom Grundsatz vorgesehen, dass das Ver-
waltungsverfahren vor erster Instanz kostenlos ist (§ 37 Abs. 1 VRG). Der Gebührenrahmen ori-
entiert sich an demjenigen für regierungsrätliche Entscheide (§ 17 Abs. 1 GT). Dazu kommen all-
fällige Auslagen, welche ebenfalls die Parteien zu tragen haben, z.B. für Gutachten (§ 2 GT). 
Prozessarme Parteien können auf Gesuch hin selbstverständlich auch im Verfahren der medizini-
schen Staatshaftung, bei Erfüllen der entsprechenden Voraussetzungen (§ 39ter i.V.m. § 76 VRG), 
von der Gebührenpflicht befreit werden. 

5. Rechtliches 

Der Erlass und die Änderung von Gesetzen, die der Kantonsrat mit weniger als zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder beschliesst, unterliegen der obligatorischen Volksabstimmung (Art. 35 
Abs. 1 Bst. d Verfassung des Kantons Solothurn, KV; BGS 111.1). Werden Gesetze von zwei Drit-
teln oder mehr der anwesenden Mitglieder beschlossen, unterliegen sie dem fakultativen Refe-
rendum (Art. 36 Abs. 1 Bst. b KV). Mit Inkrafttreten der Gesetzesänderungen fällt die bis dahin 
befristete Übergangsverordnung zum Verfahren bei medizinischer Staatshaftung (RRB Nr. 
2011/702 vom 29. März 2011) dahin. 



16 

6. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem Beschlussesentwurf zuzustimmen. 

Im Namen des Regierungsrates 

Peter Gomm 
Landammann 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Verteiler KRB 

Bau- und Justizdepartement (2) 
Staatskanzlei, Legistik und Justiz (FF) (3) 
Staatskanzlei (eng, STU, Rol) (3) 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste 
GS 
BGS 
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